








Im Dezember 2006 stellte die Europäische Kommission die Ergebnisse der ersten 18 
Monate der Implementierung der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) vor.
Analyse:
Die ENP wurde von der Europäischen Union (EU) im Jahr 2004 in Zusammenhang mit 
der Erweiterung der Union um zehn neue Mitglieder ins Leben gerufen. Sie richtet sich 
an die Nachbarstaaten der EU, die gegenwärtig keine Aussicht auf einen Beitritt zur 
EU haben. Diese umfassen neben sechs Staaten Osteuropas und des Kaukasus die Mit-
telmeerdrittländer (MDL), die der 1995 initiierten Euro-Mediterranen Partnerschaft (EMP) 
angehören und auf die sich der folgende Bericht konzentriert. Im Jahr 2005 traten die 
ersten mit den ENP-Mitgliedern bilateral vereinbarten Aktionspläne in Kraft, darunter 
die mit Israel, Jordanien, Marokko, Tunesien und der Palästinensischen Autonomiebe-
hörde ausgehandelten Pläne.
Die ersten „Ergebnisse“ der Inkraftsetzung der ENP fallen trotz länderspezifischer 
Unterschiede und eingedenk der relativ kurzen Zeitspanne von 18 Monaten seit 
ihrem offiziellen Beginn moderat aus.
Die ENP kann die wichtigsten Hemmfaktoren des Barcelona-Prozesses nicht wirk-
lich beheben: Dazu zählen die schleppende Liberalisierung des Agrar- und Dienst-
leistungshandels, der ungenügende Abbau nichttarifärer Handelshemmnisse, die 
unzureichende finanzielle Unterstützung und die allgemeine Komplexität der As-
soziierungsabkommen.
Mit dem Prinzip des „differenzierten Bilateralismus“ droht die ENP regionale An-
sätze für die Gestaltung der Beziehungen zwischen der EU und ihren Mittelmeer-
partnern weiter zurückzudrängen.
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1.	 Einleitung:	Ursprung	und	Ziele	der	ENP
Der Beitritt von zehn neuen Mitgliedern im Mai 
2004 brachte eine starke Verschiebung der östli-
chen und südlichen Außengrenzen der EU mit 
sich. Um dieser veränderten Situation gerecht 
zu werden, schlug die Europäische Kommission 
im März 2003 in der Mitteilung Größeres Europa 
– Nachbarschaft dem Rat und dem Europäischen 
Parlament vor, an den Außengrenzen der EU einen 
„Ring befreundeter Staaten“ zu schaffen. Die Skiz-
ze beinhaltete, dass die Nachbarländer der EU, die 
keine Aussicht auf einen Beitritt zur Union haben, 
für die Umsetzung politischer, wirtschaftlicher 
und institutioneller Reformen mit einer engen po-
litischen und wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
belohnt werden sollen. Ein im Mai 2004 von der 
Kommission veröffentlichtes Strategiepapier kon-
kretisierte die Vorschläge. Als offizielles Ziel der 
Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) gilt seit-
her, Stabilität, Sicherheit und Wohlergehen aller 
Beteiligten zu stärken, um die „Entstehung neuer 
Trennlinien“ zwischen der erweiterten Union und 
den daran angrenzenden Staaten zu vermeiden. 
Angeboten wird den Nachbarländern1 die Auf-
nahme „bevorrechtigter Beziehungen“, darunter 
ein intensivierter politischer Dialog, die Aussicht 
auf eine Teilnahme an den vier Grundfreiheiten 
des europäischen Binnenmarktes, technische und 
finanzielle Hilfen sowie ein besserer Zugang zu 
EU-Programmen und -Netzwerken. Die Grund-
lage dafür bildet die Verpflichtung auf die angeb-
lich gemeinsamen Werte Demokratie, Achtung 
der Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, gute Re-
gierungsführung, marktwirtschaftliche Prinzipien 
und nachhaltige Entwicklung.
Die wichtigsten Elemente zur Umsetzung der 
ENP bilden die auf eine Laufzeit von drei bis fünf 
Jahren angelegten „Aktionspläne“, die zwischen 
der EU und den Mitgliedern der Nachbarschafts-
initiative bilateral ausgehandelt werden. Sie sollen 
eine für das betreffende Partnerland maßgeschnei-
1 Die ENP richtete sich ursprünglich neben den MDL un-
ter Ausnahme der Türkei an die drei osteuropäischen 
Staaten Ukraine, Weißrussland und Moldawien. Im 
Sommer 2004 wurde der Kreis der ENP-Mitglieder auf 
die Kaukasus-Staaten Armenien, Aserbaidschan und 
Georgien ausgedehnt. Mit diesen Staaten verfügen die 
Anfang 2007 der EU beigetretenen Länder Bulgarien 
und Rumänien sowie der Beitrittskandidat Türkei über 
gemeinsame Grenzen. Russland, das ebenso an das 
Gebiet der Union angrenzt, lehnte die Einbindung in 
die ENP ab.
derte Reform- und Kooperationsagenda mit kurz- 
und mittelfristigen Prioritäten in unterschiedlichen 
Bereichen liefern. Als Orientierung für die Ausar-
beitung der Aktionspläne dienen, ähnlich wie beim 
EU-Erweiterungsprozess, Länderberichte, die die 
Europäische Kommission für die Nachbarländer 
erstellt. In diesen Berichten werden u. a. die poli-
tische und wirtschaftliche Situation eines Landes 
und dessen institutionelle Kapazitäten analysiert, 
um anhand dessen Ansatzpunkte für die Vertie-
fung der beiderseitigen Beziehungen zu erhalten. 
Die Aktionspläne wiederum dienen neben ihrer 
Funktion als „Reformkatalog“ als Referenz für die 
Gestaltung der finanziellen Zusammenarbeit der 
EU mit den ENP-Mitgliedern. Bislang wurde die-
se im Rahmen der regionalen Programme TACIS 
für die osteuropäischen Staaten und MEDA für 
die Mittelmeerdrittländer abgewickelt. Von 2007 
an werden TACIS und MEDA durch das Europä-
ische Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument 
(ENPI) ersetzt. Im ersten Verordnungsentwurf für 
das neue Instrument warb die Kommission da-
für, die für die Finanzierung der ENP zur Verfü-
gung stehenden Mittel substanziell auszuweiten. 
Neben dem „differenzierten Bilateralismus“, der 
sich vornehmlich im Aushandlungsprozess zeigt, 
zählt zu den Prinzipien der ENP die sog. „posi-
tive Konditionalität“. Diese beiden Grundsätze 
sind im Wesentlichen der EU-Erweiterungsstra-
tegie entlehnt. Ergänzt werden sie durch einen 
partnerschaftlichen Ansatz der „grenzübergrei-
fenden Kooperation“, die über die Einbeziehung 
der Nachbarländer in europäische Netzwerke 
und die Realisierung regional ausgerichteter Pro-
jekte gefördert werden soll. Besondere Betonung 
findet in der ENP des Weiteren das Prinzip des 
joint ownership. Die Umsetzung der festgelegten 
Reformschritte wird von verschiedenen sektor- 
und themenspezifischen Unterausschüssen der 
bilateralen Assoziationsräte überwacht. Damit in 
Zusammenhang steht, dass die Einbindung der 
Nachländer in die ENP das Bestehen vertraglicher 
Beziehungen in Form von Assoziierungsabkom-
men oder Partnerschafts- und Kooperationsab-
kommen voraussetzt. Vor diesem Hintergrund 
gibt die Europäische Kommission immer wieder 
mit Nachdruck zu verstehen, dass die ENP die äl-
tere Initiative der EMP nicht ersetzen, sondern sie 
stärken und ergänzen soll.
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2.	 Stand	der	Implementierung	der	ENP
Die erste allgemeine Evaluierung der Inkraftset-
zung der ENP setzt sich aus mehreren Teilberei-
chen zusammen. Kernelement bildet eine Mittei-
lung der Kommission an den Rat und das Euro-
päische Parlament über die „Stärkung der Euro-
päischen Nachbarschaftspolitik“ vom 4.12.2006. 
Ihr sind ein allgemeiner und ein sektorspezifischer 
Fortschrittsbericht zur Umsetzung der ENP sowie 
länderspezifische Berichte für die sieben ENP-
Mitglieder beigefügt, deren Aktionspläne im Jahr 
2005 in Kraft traten. Wie in Tabelle 1 ersichtlich, 
zählen dazu neben den beiden osteuropäischen 
Staaten Ukraine und Moldawien die fünf Mittel-
meerpartner Israel, Jordanien, Marokko, Tune-
sien und die Palästinensische Autonomiebehörde. 
Der im Herbst 2006 mit dem Libanon vereinbarte 
Aktionsplan trat am 19. Januar 2007 in Kraft. Mit 
Ägypten konnte ein Aktionsplan bislang nur zum 
Teil ausgehandelt werden. Für Algerien arbeitet 
die Europäische Kommission gegenwärtig einen 
Länderbericht aus.
Für Libyen und Syrien konnte die Nachbar-
schaftspolitik bislang nicht „aktiviert“ werden, 
weil dafür die erforderlichen vertraglichen Grund-
lagen fehlen. Libyen ist lediglich Beobachter im 
Barcelona-Prozess. Das Assoziierungsabkommen 
zwischen Syrien und der EU wurde im Oktober 
2004 paraphiert. Wegen der seit September 2004 
gegen Syrien verabschiedeten Resolutionen des 
UN-Sicherheitsrates und der laufenden Untersu-
chungen zum Mord am früheren libanesischen 
Premierminister al-Hariri liegt die endgültige Un-
terzeichnung des Abkommens jedoch auf Eis.
Was sind nun die Ergebnisse der Evaluierung? 
Nach Überzeugung der Kommission konnte in 
den ersten 18 Monaten seit Beginn der Implemen-
tierung der ENP eine „solide Basis für gestärkte 
Beziehungen zwischen der Union und ihren Nach-
barn“ geschaffen werden. Als Argumente werden 
das Inkrafttreten der Aktionspläne und der Be-
schluss des ENPI im Oktober 2006 genannt, das 
seit dem 1.1.2007 in Anwendung ist. Durch das 
neue Instrument, den noch einzurichtenden ENP-
Investmentfonds und eine Governance-Fazilität 
sollen für den Zeitraum 2007-2013 über 30 % mehr 
finanzielle Mittel für die Unterstützung der Nach-
barländer zur Verfügung stehen als in der vorher-
gehenden Haushaltsperiode.
Im Übrigen gesteht die Kommission ein, dass 
es für eine Bewertung der Aktionspläne noch zu 
früh ist. Die in den Plänen festgelegten, ambiti-
ösen Reformkataloge könnten nur längerfristig 
verwirklicht werden. Hinzu kommen erhebliche 
Unterschiede in Umfang und Timing der in den 
Aktionsplänen vorgesehenen Maßnahmen. Diese 
orientieren sich allerdings schon an einer gemein-
samen Grundstruktur, die sich aus den folgenden 
sechs übergeordneten Reformbereichen zusam-
mensetzt:
politischer Dialog und Reformen,
wirtschaftliche und soziale Reformen und Ent-
wicklung,
Handel, Markt und Rechtsreformen,
Zusammenarbeit im Bereich Justiz und Inneres,
Verkehr, Energie, Informationsgesellschaft, Um-
welt, Wissenschaft und Technologie, Forschung 
und Entwicklung,
direkte Kontakte der Bürger.
Die Aktionspläne mit den drei arabischen MDL ha-
ben sich laut der Fortschrittsberichte zu wichtigen 
Referenzrahmen für die kurz- und mittelfristige 
Reformplanung sowie den Dialog und die Koope-
ration der Länder mit der EU entwickeln können. 
Bei genauer Durchsicht der Fortschrittsberichte 
zeigt sich allerdings, dass vor allem auf dem Ge-
biet politischer Reformen (Bereich 1), darunter Ver-
besserungen bei der Garantie der Grundfreiheiten, 
in diesen Ländern in den ersten 18 Monaten der 
Inkraftsetzung kaum oder nur magere Fortschritte 
zu verzeichnen waren. Als „besonders nützlich“ 
habe sich die ENP hingegen im Bereich Migration, 
einem der für die EU eindeutig wichtigsten Ziele 
der ENP (Bereich 4), erwiesen. Während mit der 
Ukraine ein Rückübernahmeabkommen ausge-
handelt und in Kraft gesetzt werden konnte, sind 
die Verhandlungen zum Abschluss eines solchen 
Abkommens mit Marokko angelaufen. Mit Is-
rael standen in diesem Reformbereich Themen 
wie Terrorismusbekämpfung, Maßnahmen gegen 
Geldwäsche und polizeiliche Zusammenarbeit im 
Vordergrund.
Das Gros der Fortschrittsberichte befasst sich 
allerdings mit den ersten Maßnahmen bei Wirt-
schafts-, Handels- und Rechtsreformen sowie bei 
sektoraler Modernisierung, Kooperation und Netz-
werkbildung (Bereiche 2, 3 und 5). Dies ist in An-
betracht des großen Raums, den diese Bereiche, 
speziell 3 und 5, in den Aktionsplänen für sich in 
Anspruch nehmen, kaum verwunderlich. Die MDL 
nahmen in unterschiedlichem Umfang Maßnah-
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vor allem in den Bereichen Steuer- und Haushalts-
politik in Angriff. Keine oder nur geringe Fort-
schritte konnten die südlichen Nachbarländer in 
den Bereichen Soziales und bei der Bekämpfung 
von Armut und Arbeitslosigkeit erzielen, obwohl 
diese als Hauptprobleme der arabischen MDL gel-
ten. Zu den wichtigsten in Reformbereich 3 „Han-
del, Markt und Rechtsreformen“ realisierten Maß-
nahmen zählen Verhandlungen zwischen der EU 
und den Nachbarländern über eine weitere Libe-
ralisierung des Agrarhandels. Die Assoziierungs-
abkommen mit den MDL enthalten diesbezüglich 
nur begrenzte gegenseitige Konzessionen. Mit Jor-
danien trat Anfang 2006 ein neues Agrarprotokoll 
in Kraft. Marokko und Israel haben 2006 mit der 
EU Verhandlungen über eine weitere Öffnung auf- 
genommen. Das Agadir-Abkommen zwischen Ägyp-
ten, Jordanien, Marokko und Tunesien trat im Som-
mer 2006 in Kraft. Darüber hinaus haben die süd-
lichen Nachbarstaaten das paneuromediterrane 
Ursprungsprotokoll angenommen und mit seiner 
Anwendung begonnen. Wenig Fortschritte gab es 
demgegenüber bezüglich der Aufnahme eines de-
taillierten Streitschlichtungsmechanismus, der sich 
in den Assoziierungsabkommen unter Ausnahme 
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Nichterfüllungsklausel beschränkt. Im Bereich 
technische Vorschriften und Normen bekräftigten 
die südlichen Nachbarländer ihre Entschlossen-
heit, Abkommen der Konformitätsprüfung und 
die Anerkennung gewerblicher Produkte mit der 
EU auszuhandeln, und legten in einigen Fällen 
Prioritätenlisten fest. Außerdem nahmen die vier 
MDL mit der EU und ihren Mitgliedstaaten Ver-
handlungen über Abkommen zur Liberalisierung 
der Dienstleistungen und Niederlassungsrechte 
auf. Kaum Fortschritte waren hingegen bei Re-
formen in den Bereichen staatliche Beihilfen, öf-
fentliches Beschaffungswesen und Liberalisierung 
des Kapital- und Zahlungsverkehrs sowie – aus-
genommen Marokko – beim Schutz intellektueller 
Eigentumsrechte zu verzeichnen. Hingegen führ-
ten die vier MDL einige Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Investitionsklimas wie die Vereinfachung 
administrativer Verfahren durch und nahmen die 
Unternehmenscharta Europa-Mittelmeer an.
Bei Maßnahmen im Reformbereich „Verkehr, 
Energie, Informationsgesellschaft, Umwelt, Wis-
senschaft und Technologie, Forschung und Ent-
wicklung (F&E)“ geht es vor allem um die Mo-
dernisierung der betreffenden Sektoren, ihrer 
Strategien und zuständigen Behörden sowie im 
Rahmen der „Regionalkomponente“ um den 
Auf- und Ausbau von Netzwerken zwischen den 
MDL und der EU wie auch zwischen den Nach-
barländern untereinander. Konkret sind einige für 
die Energiesicherheit der EU wichtige Netzwerk-
projekte zu nennen, wie der Bau der „Arabischen 
Gaspipeline“ im jordanischen Abschnitt und die 
Verlängerung der Gaspipeline von Tunesien nach 
Italien. In Bezug auf die Informationstechnologie 
richteten die arabischen MDL Regulierungsbehör-
den für die elektronische Kommunikation ein. Da-
neben wurden in allen südlichen Nachbarländern 
die Märkte für Mobiltelefone und in Israel, Jorda-
nien und Marokko auch für das Festnetz geöffnet. 
Marokko und Tunesien haben darüber hinaus 
den audiovisuellen Sektor liberalisiert. Im Bereich 
Umweltpolitik unternahmen die südlichen Nach-
barländer erste Anstrengungen, Vorschriften und 
Strategien zu überarbeiten, zuständige Behörden 
zu reformieren und einige Konventionen zu unter-
zeichnen. In Wissenschaft, Technologie und F&E 
entwickelten Jordanien, Marokko und Tunesien 
nationale Forschungs- und Innovationspolitiken 
und/oder -strategien für die Modernisierung der 
nationalen Forschungssysteme. Alle vier MDL be-
teiligen sich am F&E-Rahmenprogramm der EU.
Auf den ersten Blick also sieht diese „Bilanz“, 
zumindest was die Bereiche 2, 3 und 5 betrifft, nicht 
schlecht aus. Vergleicht man die „Fortschritte“ je-
doch mit dem, was in den Aktionsplänen mit den 
Mittelmeerländern an Zielen und Maßnahmen ver-
einbart wurde, lassen sich die in den ersten andert-
halb Jahren erreichten Erfolge allenfalls als „mode-
rat“ bezeichnen. Bestätigen lässt sich damit indes 
die in der Literatur vielerorts geäußerte Kritik, 
dass die in den Aktionsplänen festgelegten „Akti-
onen“ einer Vielzahl von Zielen und Maßnahmen 
gleichen, die in vielen Fällen zum einen unzurei-
chend definiert sind und/oder detaillierte Durch-
führungsbestimmungen und Zeitpläne vermissen 
lassen. Zum anderen sind viele der genannten 
Ziele und damit auch die von der EU angebotenen 
„Anreize“ nicht „neu“ und/oder nicht kompatibel 
mit den bestehenden wirtschaftlichen und sozi-
alen Verhältnissen insbesondere in den arabischen 
MDL. Darüber hinaus werden die ureigenen, vor 
allem sicherheitspolitischen Interessen der EU an 
der Zusammenarbeit mit den Mittelmeerländern 
im Rahmen der ENP noch stärker und offener in 
den Vordergrund gestellt als innerhalb der EMP. 
Dies führt zu der grundsätzlichen Frage, ob die in 
den Plänen verankerten Maßnahmen tatsächlich 
zu einer Fortentwicklung oder Ergänzung des Bar-
celona-Prozesses beizutragen imstande sind oder 
welchen „Mehrwert“ die ENP verspricht, um die 
Hemmfaktoren der Wirtschafts- und Finanzpart-
nerschaft der EMP zu beheben.
3.	 ENP	=	EMP	+	?	Oder:	Welchen	Mehrwert	hat	
die	ENP?
Zu den in der Literatur diskutierten wichtigsten 
Hemmfaktoren des wirtschaftlichen Teils der EMP 
zählt das Ausklammern oder Aufschieben der Li-
beralisierung des Agrar- und Dienstleistungshan-
dels. Daneben behindert der ungenügende Abbau 
nichttarifärer Hemmnisse den Marktzugang der 
Güter der MDL in die EU und begrenzt damit das 
Potenzial für positive Effekte der Integration auf 
Seiten der MDL. Angeprangert wird des Weiteren 
die mangelnde Integration der MDL unterein-
ander und die ungenügenden finanziellen Un-
terstützungsleistungen der EU. Darüber hinaus 
gelten die Assoziierungsabkommen in Bezug auf 
ihre inhaltliche Konzeption als zu komplex, wo-
bei die genannten Zielvorgaben in vielen Fällen 
eine geringe Verbindlichkeit aufweisen und/oder 
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genauere Modalitäten und Zeitpläne für deren 
Durchführung vermissen lassen. Außerdem fehlt 
in den Assoziierungsabkommen die Verankerung 
von Zielen und Maßnahmen der Stabilisierung 
und Strukturanpassung in anderen, die außen-
wirtschaftlichen Reformen begleitenden Berei-
chen.
Da eine eingehende Analyse, inwieweit die 
„Angebote“ und „innovativen Ansätze“ der ENP 
dazu geeignet sind, die EMP effektiv zu stärken, 
den Rahmen dieses Beitrags sprengen würde, sol-
len im Folgenden nur einige besonders auffällige 
Diskrepanzen zwischen Anspruch und Wirklich-
keit der ENP kurz beleuchtet werden. Dazu zählt, 
dass von einer „substanziellen Ausweitung“ der 
finanziellen Hilfen zur Unterstützung der Reform-
prozesse in den ENP-Mitgliedsländern zumindest 
unter den gegenwärtigen Bedingungen nicht die 
Rede sein kann. Aus den von der Kommission in 
einem Verordnungsentwurf 2004 vorgeschlagenen 
14,9 Mrd. € für den Zeitraum 2007-2013 wurden 
am Ende 12 Mrd. €, von denen 1 Mrd. € nicht für 
das ENPI, sondern erst für in Zukunft einzurich-
tende andere Fonds vorgesehen sind. Im Übrigen 
soll aus dem ENPI auch die strategische Partner-
schaft mit Russland finanziell unterstützt werden, 
obwohl dieses Land nicht der ENP angehört. Um-
fangreiche finanzielle wie technische Hilfen wären 
aber nötig, um das „innovativste“ Angebot der 
ENP, die „Teilnahme an den vier Grundfreiheiten 
des Binnenmarktes“ erst möglich zu machen, da 
eine Anpassung der nationalen Vorschriften der 
MDL an EU-Richtlinien eine umfassende institu-
tionelle Umstrukturierung und den Aufbau admi-
nistrativer Kapazitäten in den MDL erfordert. Wie 
in dem Überblick über die „Fortschritte“ bei der 
Implementierung der ENP dargestellt, haben die 
südlichen Nachbarländer ihre Entschlossenheit 
bekräftigt, Abkommen der Konformitätsprüfung 
und die Anerkennung gewerblicher Produkte aus-
zuhandeln. Ohne Zweifel wird dieser Prozess je-
doch noch Jahre in Anspruch nehmen und damit 
auch die erhoffte Wirkung der Harmonisierung 
der Standards für eine Verbesserung des Markt-
zugangs der Güter aus den MDL in der EU erst 
in einer längerfristigen Perspektive ermöglichen. 
Neben restriktiven Standards bringt die EU al-
lerdings eine ganze Palette weiterer nichttarifä-
rer Handelshemmnisse in Anwendung, darunter 
Antidumping- und Schutzmaßnahmen (Maßnah-
men der sog. contingent protection) oder komplexe 
Ursprungsregeln. Die „paneuromediterranen Ur-
sprungsregeln“ sollen laut Ankündigungen von 
Seiten der EU den Zugang der Güter der MDL 
zum EU-Markt maßgeblich verbessern. Ob die äu-
ßerst komplexen Regeln im Verbund mit der Mög-
lichkeit der Ursprungskumulierung diesen Zweck 
tatsächlich erfüllen können, darf allerdings disku-
tiert werden. Abgesehen von der zweifelsohne für 
die MDL nützlichen Angleichung von technischen 
Vorschriften, Normen und anderen Richtlinien, 
wird in der Literatur darauf hingewiesen, dass 
sich viele EU-Binnenmarktdirektiven für Entwick-
lungsländer im Allgemeinen und Länder wie die 
arabischen MDL im Besonderen als unpassend, 
irrelevant und zuweilen sogar schädlich erwei-
sen könnten. Die dritte Grundfreiheit, der freie 
Kapitalverkehr, kann in der gegenwärtigen Lage 
der südlichen Nachbarländer allenfalls eine lang-
fristige Option sein. Die vierte Freiheit, der freie 
Personenverkehr, ist bislang kaum Thema der mit 
den MDL ausgehandelten Aktionspläne. In die-
sem Fall ist es hauptsächlich die EU, die bei dieser 
Frage blockiert und sich im Gegenteil vornehm-
lich auf das Thema der Bekämpfung der illegalen 
Migration versteift. Hemmnisse in der Freizügig-
keit von Personen verhindern aber wiederum die 
angestrebte Liberalisierung der Dienstleistungen 
zwischen der EU und den MDL. Insgesamt liegt 
die Umsetzung der zweiten Freiheit vor allem im 
Interesse der EU. Zwar verspricht sie auch für die 
MDL positive Effekte, die einzelnen zu liberali-
sierenden Sektoren müssen aber sorgfältig ausge-
wählt werden, um sicherzustellen, dass die MDL 
für Wachstum und Entwicklung den größtmög-
lichen Nutzen daraus ziehen und die damit ver-
bundenen Risiken, von Dienstleistungsanbietern 
der EU „überrollt“ zu werden, auf ein erträgliches 
Maß eindämmen zu können. Bleibt die erste Frei-
heit, der freie Güterverkehr. Einen klaren Anreiz 
oder die Aussicht auf eine massive Ausweitung 
der Agrarpräferenzen oder aber den Abbau der 
EU-Agrarsubventionen bietet hier die ENP per se 
nicht. Eine zukünftige Öffnung des EU-Marktes 
für Agrargüter aus den MDL bleibt Thema wei-
terer bilateraler Verhandlungen.
Makroökonomische Stabilisierungsmaßnahmen 
und Strukturreformen werden in den Aktionsplä-
nen im Gegensatz zu den Assoziierungsabkommen 
tatsächlich, wenn auch in den meisten Fällen nur 
„am Rande“, angesprochen. Wie die Aktionen in 
vielen anderen Bereichen werden hier jedoch über-
wiegend allgemeine, höchstens grob definierte 
Ziele genannt.
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Ein besonders wichtiger Aspekt bei der Be-
urteilung der von der EU im Rahmen der ENP 
angebotenen „Anreize“ ist allerdings, dass die 
Beitrittsperspektive ausgeschlossen ist. In den Er-
weiterungsprozessen der EU lieferte die Beitritts-
perspektive jedoch bisher den entscheidenden 
Anreiz für die Kandidaten, sowohl eine solide 
Makropolitik zu verfolgen als auch umfassende 
Strukturreformen durchzuführen und die natio-
nalen Vorschriften an EU-Normen anzugleichen. 
Schließlich ist darauf hinzuweisen, dass die Ak-
tionspläne zwar mehr oder minder ausführliche 
„Reformkataloge“ liefern mögen, sie sind jedoch 
definitiv keine rechtlich bindenden Abkommen. 
Demnach ist ihr Beitrag zu einer Erhöhung der 
Glaubwürdigkeit von Reformen per se begrenzt. 
Außerdem konnten in der angestrebten Aufnahme 
eines detaillierten Streitschlichtungsmechanismus 
bislang kaum Fortschritte erzielt werden, obwohl 
gerade hier die Aktionspläne zu einer wichtigen 
Ergänzung der Assoziierungsabkommen beitra-
gen könnten.
Abschließend ein Wort zum Prinzip des „diffe-
renzierten Bilateralismus“: Es besteht die Befürch-
tung, dass in der ENP der schon in der EMP nur 
begrenzt vorhandene regionale Ansatz weiter be-
schnitten oder an den Rand gedrängt wird. Mit der 
Konzentration auf den Bilateralismus werden aller 
Wahrscheinlichkeit nach nicht nur die Asymmetrie 
der Beziehungen zwischen der EU und den MDL, 
sondern auch die Fragmentierung unter den Län-
dern der Mittelmeerregion weiter verstärkt. Die 
Süd-Süd-Integration ist, abgesehen vom sporadi-
schen Verweis auf den Agadir-Prozess und von der 
beabsichtigten Förderung regionaler grenzüber-
schreitender Projekte, in den Aktionsplänen kein 
Thema. Im Übrigen ist in den Fortschrittsberichten 
nicht erwähnt, dass das Agadir-Abkommen trotz 
seines Inkrafttretens laut Zeitungsmeldungen nach 
wie vor der Umsetzung harrt. Dafür machen die 
beteiligten Länder u. a. die unterschiedliche Inter-
pretation der paneuromediterranen Ursprungsre-
geln verantwortlich.
4.	 Ausblick:	„Vorschläge	zur	Stärkung“	der	ENP
Mit der Bewertung der Ergebnisse der ersten 18 
Monate der ENP-Implementierung stellte die Eu-
ropäische Kommission gleichzeitig Vorschläge zur 
„Stärkung“ der Nachbarschaftsinitiative vor. Diese 
Vorschläge beinhalteten u. a. eine verstärkte poli-
tische Zusammenarbeit, eine aktivere Rolle der EU 
bei den Bemühungen um die Beilegung von Kon-
flikten in der Region und das Angebot von Ver-
besserungen bei der Visumserteilung für Reisende 
aus den Nachbarländern. Daneben soll den ENP-
Mitgliedsländern eine „klare Perspektive für eine 
umfassende Wirtschafts- und Handelsintegration 
mit der EU“ aufgezeigt und die bilaterale Zusam-
menarbeit zu Themen wie Energie, Verkehr oder 
Umwelt soll durch multilaterale Treffen auf Mi-
nister- oder Arbeitsebene ergänzt werden. Durch 
Vorschläge solcher Art fühlt sich der Beobachter 
nicht nur rasch an das Schicksal der EMP erinnert, 
für die sich spätestens seit dem Jahr 2000 Begriffe 
wie „Stärkung“ oder „Reaktivierung“ zu Schlüs-
selwörtern verwandelt hatten. Außerdem können 
diese Vorschläge nur wenig Hoffnung dahinge-
hend erzeugen, dass sich die ENP in Zukunft 
zu einem Politikansatz entwickeln wird, der die 
Hemmfaktoren der Wirtschafts- und Finanzpart-
nerschaft der EMP effektiv behebt und damit den 
Barcelona-Prozess tatsächlich unterstützt und er-
gänzt.
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